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Begriindung und Antrag
Begriindung

Legionellen kdnnen bei bestimmten Bedingungen iiber feinste Wassertropfchen beziehungsweise
Aerosole libertragen werden. Das Bundesamt fiir Gesundheit nennt neben sanitéren Installationen
ausdriicklich auch Kiihltiirme als mogliche Quelle von Legionellen-Aerosolen. Das BAG hilt zu-
dem fest, dass es fiir den Schutz der Bevdlkerung wichtig ist, Infektionsquellen rasch zu erkennen,
um diese zu beseitigen und grossere Ausbriiche moglichst zu verhindern.

Die bestehende bundesrechtliche Meldepflicht erfasst bereits Legionellose beziehungsweise posi-
tive laboranalytische Befunde von Legionella spp. Diese Meldepflicht dient der Uberwachung von
Erkrankungen und Infektionen. Sie stellt jedoch nicht sicher, dass die zustindigen Behorden im Er-
eignisfall rasch liber die Standorte und Betreiber potenziell relevanter technischer Anlagen verfii-
gen. Kommt es zu einer Hiufung von Legionellose-Erkrankungen, ist die rasche Identifikation
moglicher Infektionsquellen von zentraler Bedeutung. Je schneller bekannt ist, welche relevanten
Anlagen vorhanden sind und wer fiir deren Betrieb verantwortlich ist, desto gezielter konnen
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epidemiologische Abklérungen, Kontrollen und gegebenenfalls notwendige Schutzmassnahmen
eingeleitet werden.

Die aktuelle Situation in Basel-Stadt hat die Bedeutung dieser Problematik erneut deutlich gemacht.
Die Ereignisse zeigen, dass bei einem Ausbruch die Suche nach moglichen technischen Quellen
eine erhebliche Herausforderung darstellen kann. Mit einer vorgéngigen systematischen Erfassung
relevanter Anlagen kann dabei wertvolle Zeit gewonnen werden und dadurch die Arbeit der zustin-
digen Gesundheitsbehdrden wesentlich erleichtern. Der Bund regelt bereits die Meldepflicht fiir Le-
gionellose und positive Legionella-Befunde. Das Bundesrecht sieht damit eine Uberwachung der
Erkrankungen und Infektionen vor. Seit dem 1. Januar 2025 betrigt die Meldefrist fiir Legionella
spp. 24 Stunden. Die systematische Erfassung der potenziellen technischen Quellen ist davon je-
doch zu unterscheiden. Das BAG weist in seinem aktuellen Leitfaden ausdriicklich darauf hin, dass
Kiihltiirme eine mogliche Quelle fiir Legionellen-Aerosole darstellen

Der Kanton Basel-Landschaft soll deshalb sicherstellen, dass die zustdndigen Behorden im Ereig-
nisfall nicht zunichst aufwendig ermitteln miissen, welche relevanten Anlagen iiberhaupt existieren
und wo sie sich befinden. Vielmehr sollen sie auf aktuelle Informationen iiber Standorte und verant-
wortliche Betreiber zuriickgreifen konnen. Damit wird eine wichtige Liicke zwischen der bestehen-
den Meldung von Erkrankungs- und Laborbefunden und der raschen Identifikation méglicher tech-
nischer Infektionsquellen geschlossen.

Die Motion schreibt dem Regierungsrat bewusst nicht vor, welches einzelne Instrument zwingend
einzusetzen ist. Der Regierungsrat soll vielmehr eine verbindliche und praxistaugliche Regelung
schaffen, mit welcher das vorgegebene Ziel wirksam und verhéltnisméssig erreicht werden kann.
Denkbar ist insbesondere eine Meldepflicht, ein kantonales Register, die Einbindung bestehender
Bewilligungs- und Kontrollverfahren oder eine Kombination dieser Instrumente. Dabei sind die
bundesrechtlichen Zusténdigkeiten zu berticksichtigen. Soweit der Kanton Basel-Landschaft die an-
gestrebte Erfassung und den Zugriff auf die notwendigen Informationen im Rahmen seiner eigenen
Zustindigkeiten sicherstellen kann, soll dies verbindlich umgesetzt werden. Sollte eine schweizweit
einheitliche oder ergédnzende Regelung auf Bundesebene erforderlich sein, soll sich der Regierungs-
rat entsprechend beim Bund einsetzen.

Der Regierungsrat wird beauftragt:

- Eine Meldepflicht fiir Nasskiihltiirme wie auch vergleichbare wasserfithrende Anlagen
mit relevanter Aerosolbildung einzufiihren.

- Die fiir die epidemiologische Abklirung notwendigen Informationen aktuell zu halten
damit sie den zustindigen Behorden im Ereignisfall rasch zugiinglich sind.

- Dass fiir die Erfassung, Registrierung und Aktualisierung der Anlagedaten eine ver-
bindliche Regelung geschaffen wird. Die konkrete Ausgestaltung — insbesondere hin-
sichtlich Meldepflicht, Registrierung, Bewilligung, Kontrolle und Aktualisierung der
Daten — soll durch den Regierungsrat unter Beriicksichtigung der bestehenden Zustin-
digkeiten und gesetzlichen Grundlagen festgelegt werden.
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- Falls eine vollstindige und schweizweit koordinierte Regelung einer Anpassung des
Bundesrechts erforderlich ist, wird der Regierungsrat beauftragt, sich beim Bund fiir
die entsprechenden rechtlichen Grundlagen einzusetzen.

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift: ......ooooneeeiiii i,

Einreichen der persodnlichen Vorstésse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung).
— Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch
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Dringlichkeit: —

Erfreulicherweise starteten auch dieses Jahr im August wieder tber 3500 Jugendliche im Kanton
Basel-Landschaft ihre berufliche Laufbahn an einer Bildungsinstitution der Sekundarstufe Il. In
unserem Kanton missen Lernende all dieser Schulen (Berufsfachschulen, Fachmittelschulen und
Gymnasien) fur ihre Ausbildung ein eigenes leistungsfahiges Laptop mitbringen (Bring Your Own
Device, BYOD). Je nach Schultyp gilt diese Pflicht spatestens seit dem Schuljahr 2021/2022.

Fir Familien mit knappem Budget stellt die Anschaffung dieses wichtigen Arbeitsgerates eine
erhebliche finanzielle Belastung dar und kann den chancengerechten Zugang zu Bildung
gefahrden.

Besonders problematisch ist der Ubergang von der Sekundarstufe | zur Sekundarstufe |I:
Wahrend der Kanton den Schilerinnen und Schilern der Sekundarstufe | ein personliches iPad
zur Verfugung stellt, missen Familien ab der nichtobligatorischen Bildungsstufe Sek Il die Kosten
fur das bendtigte Arbeitsgerat selbst tragen.

Eine Mehrheit von rund 60% der Jugendlichen absolvieren eine berufliche Grundbildung. Gemass
dem nationalen Bildungsbericht pragt die sozio-6konomische Herkunft die Ausbildungswahl nach
wie vor markant: Bei vergleichbaren schulischen Leistungen wahlen Jugendliche aus bildungs-
nahen und finanziell bessergestellten Familien Uberdurchschnittlich haufig das Gymnasium,
wahrend Jugendliche aus einkommensschwacheren Verhaltnissen haufiger eine berufliche
Grundbildung antreten. Es ist deshalb davon auszugehen, dass ein Uberproportionaler Anteil der
armutsbetroffenen Jugendlichen eine Berufsfachschule besucht. Die Ausbildungsvergutung im
ersten Lehrjahr ist jedoch oft gering und die Unterstlitzung durch Lehrbetriebe fallt unterschiedlich
aus.

Zwar bestehen verschiedene Unterstiitzungsangebote durch Schulen, Ausbildungsbeitrage,
Sozialhilfe und private Organisationen. Diese sind jedoch uneinheitlich, teilweise wenig bekannt
und haufig mit einer nachtraglichen Riickerstattung und langen Bearbeitungszeiten verbunden. Fir
Familien, die die Kosten nicht vorfinanzieren kénnen, und fir sogenannte Working-Poor-Haushalte




BASEL #%
LANDSCHAFT A

knapp oberhalb der Sozialhilfeschwelle entsteht dadurch eine Finanzierungsliicke. Das kantonale
Armutsmonitoring weist ausserdem eine Nichtbezugsquote von Sozialhilfe von 37,6 Prozent aus.
Dies zeigt, dass die Inanspruchnahme finanzieller Unterstitzung nach wie vor mit Hemmungen
und Scham verbunden sind. Fur Jugendliche, die ihre Ausbildung beginnen und mdglichst selbst-
standig ihren Weg gehen méchten, aber in dieser Phase weiterhin auf die finanzielle Unterstitzung
ihres Elternhauses angewiesen sind, stellt dies eine besonders belastende Situation dar.

Allen Lernenden sollte der gleiche Zugang zu Unterstitzung gewahrt werden.

Ein geeigneter Laptop ist heute eine grundlegende Voraussetzung flur die Teilnahme am Unterricht
in der Sekundarstufe Il und damit fir einen chancengerechten Zugang zu Bildung. Die Sicher-
stellung eines solchen Geréats sollte deshalb nicht vom Einkommen der Erziehungsberechtigten,
der Grosszlgigkeit eines Lehrbetriebs oder privaten Hilfsangeboten abhangen, sondern als
offentliche Aufgabe verlasslich geregelt werden.

Wir bitten den Regierungsrat zu prifen und zu berichten, wie

¢ armutsbetroffenen Jugendlichen in der Sekundarstufe Il rasch und unbirokratisch ein ge-
eignetes Gerat zur Verfigung gestellt bzw. dessen Anschaffung vorfinanziert werden kann;

e eine bedarfsgerechte Unterstitzung wahrend der gesamten Ausbildung sichergestellt wer-
den kann;

e auch Familien mit knappem Budget oberhalb der Sozialhilfeschwelle (Working Poor) be-
ricksichtigt werden kénnen;

¢ die bestehenden Unterstlitzungsangebote besser koordiniert und friihzeitig sowie einheit-
lich kommuniziert werden konnen;

e analog zur Sekundarstufe | eine leihweise Geratebereitstellung oder ein Ankauf zu Vor-
zugskonditionen angeboten werden kann.

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstosse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
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— Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch
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Dringlichkeit: Wabhlen Sie ein Element aus.

Aufgrund mehrerer tragischen Todesfalle in Kinderspitalern, sollen Warnsignale von Eltern
besser beachtet werden. Mit Luzern fuhrt das Kinderspital als erstes Spital der Schweiz
die «Martha's Rule» ein. Auch St. Gallen erwagt diesen Schritt. Auf der Notfallstation des
Kantonsspitals Baden wurde ein Kind nach Hause entlassen, obwohl die Mutter Bedenken
geaussert hat. Wenige Tage danach verstarb der 14-jahrige Junge an einer Sepsis. Der
Familie blieb die Frage, weshalb die lebensbedrohliche Sepsis nicht erkannt und behan-
delt wurde. Leider ist das kein Einzelfall. Niemand kennt ein Kind so gut, wie die Eltern
selbst. ihre Intuition sollte vermehrt bertcksichtig werden, was die «Martha's Rule» beab-
sichtigt. Studien beweisen, dass elterliche Intuition oft ein praziser Indikator fir eine ernst-
hafte Erkrankung ist. Martha'Rule ist eine Art Notknopf fur Angehdrige, die gedacht ist fur
Situationen, in denen die Eltern nach ihrer eigenen Beurteilung Alarm schlagen kdnnen. In
drei Schritten kénnen die Eltern zuletzt verlangen, dass eine Zweitmeinung eingeholt wird,
das heisst, die Eltern kdnnen rund um die Uhr telefonisch die Uberpriifung des Gesund-
heitszustandes des Kindes durch ein unabhangiges Behandlungsteam verlangen, welches
innerhalb von 4 Stunden beim Kind ist.

Der Regierungsrat wird beauftragt zu priifen und zu berichten, ob die Martha's Rule
auch am UKBB und am KSBL eingefuhrt werden kann.

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstosse:
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Dringlichkeit: —

Einleitung

Die ambulante Physiotherapie ist wichtig fiir die Gesundheitsversorgung und unterstitzt die Strate-
gie «xambulant vor stationar». Sie hilft bei der Rehabilitation nach Krankheiten, Unfallen oder Ope-
rationen, begleitet Menschen mit chronischen Erkrankungen und tragt dazu bei, Folgebehandlun-
gen oder Hospitalisationen zu vermeiden. lhre Wirksamkeit und Kosteneffizienz sind durch viele
Studien’ belegt. Mit 3.7% der OKP-Gesamtkosten (Stand 2025) zahlt sie zudem zu den kosten-
glinstigen Versorgungsformen unseres Gesundheitswesens und kann héhere Kosten in anderen
Bereichen vermeiden.

Die heutige Verglitung physiotherapeutischer Leistungen basiert auf Tarifmodellen aus den
1990er-Jahren und entspricht nicht mehr den heutigen Anforderungen. Seit der Modellkostenerhe-
bung der 1990er-Jahre sind der Nominallohnindex um 37%, der Mietpreisindex um 45% und die
Kosten fur den durchschnittlichen Praxisbetrieb um 30% gestiegen. Der Taxpunktwert (TPW)
wurde jedoch nur einmalig im Jahr 2014 um 8,5% erhdht. Die neue Tarifstruktur, die physiothera-
peutische Leistungen zeitgemass abbildet, liegt nun beim Bundesrat zur Genehmigung. Die tat-
sachliche Vergutung hangt jedoch von den kantonal festgelegten TPW ab. Da Leistungserbringer
und Versicherer sich nicht auf TPW einigen konnten, lauft seit Ende des letzten Jahres auch im
Kanton Basel-Landschaft ein Festsetzungsverfahren. Mit der Einflhrung der neuen Tarifstruktur
Anfang nachsten Jahres besteht erheblicher Zeitdruck fir eine TPW-Anpassung. Diese Aufgabe
ist aktuell beim zustandigen RR ausstehend und sollte sinnigerweise mit Einfihrung der neuen Ta-
rifstruktur entschieden werden.

1: Guidelinebasierte Physiotherapie bei nichtlibertragbaren Krankheiten (NCD) - BFH - Dr. Nathanael Lutz, Surgical versus Nonsurgical
Therapy for Lumbar Spinal Stenosis - DOI: 10.1056/NEJMo0a0707136, Exercise for osteoarthritis of the knee -
https://doi.org/10.1002/14651858.CD004376.pub4
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Eine flachendeckende ambulante Versorgung ist in einem Kanton mit urbanen, periurbanen und
landlichen Gebieten wichtig, um Patient:innen nach Spitalaufenthalten wohnortsnah weiterzube-
treuen. Das Festlegen des TPW ist entscheidend, um die ambulante physiotherapeutische Ver-
sorgung im Kanton Basel-Landschaft langfristig zu sichern.

Seit Einflhrung der geltenden Tarifstruktur 1998 musste der Berufsverband der Physiotherapie
den Tarifvertrag kiindigen, um Uber das Festsetzungsverfahren eine zukunftsfahige Vergutung zu
erreichen. Das zeigt, dass die urspriingliche Absicht, Leistungserbringer und Leistungstrager sol-
len sich einigen kénnen, nicht funktioniert. Eine periodische Uberprifung und Anpassung des TPW
auf Kantonsebene konnte eine Moglichkeit darstellen, diese belastende Situation zukunftig zu ver-
meiden.

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat zu priifen und zu berichten.

1. Die in Interpellation 2023/487 erwahnten fehlenden aktuellen Kostendaten umgehend zu erhe-
ben, um im laufenden Festsetzungsverfahren eine zeitgemasse Anpassung des Taxpunktwer-
tes in der Physiotherapie bestimmen zu kénnen.

2. Auf der Grundlage der geltenden Tarifstruktur von 1998 und dem damals geltenden TPW von
SFr. 0.95, bitte ich den Regierungsrat aufzuzeigen, wie hoch der TPW aktuell angesetzt sein
sollte, um eine gleichwertige Vergttung zu erhalten.

3. Zu priifen, ob die Mdglichkeit fiir eine periodische Uberpriifung und Anpassung des TPW be-
steht, um betroffene Leistungserbringer und Politik zu entlasten und die langfristige Sicherung
der ambulanten, physiotherapeutischen Grundversorgung zu gewahrleisten.

e Falls moglich: Wie kénnte dieses Modell der periodischen Prifung und Anpassung ausse-
hen?

e Falls nicht moglich: Was denkt der RR uber diesen Vorschlag und was muasste unternom-
men werden, um ein solches Modell einfiihren zu kdnnen.

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstosse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). -
— Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch
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Dringlichkeit: Wahlen Sie ein Element aus.
Begrindung

Die ambulante Physiotherapie kdnnte bereits auf Anfang des kommenden Jahres eine neue
Tarifstruktur erhalten. Erstmals seit rund 30 Jahren haben die Tarifpartner diesen Frihling eine
vollstandig Uberarbeitete nationale Tarifstruktur flr physiotherapeutische Leistungen im KVG
Bereich beim Bundesrat eingereicht. Die Umsetzung einer modernen, zeitbasierten Tarifstruk-
tur rickt damit in greifbare Nahe. Damit diese Reform ihre Wirkung entfalten kann, mussen
die kantonal geregelten Taxpunktwerte rechtzeitig angepasst werden. Die ambulante Physio-
therapie ist ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheitsversorgung und unterstitzt die Stra-
tegie <xambulant vor stationar». Sie tragt zur Rehabilitation nach Krankheiten, Unfallen oder
Operationen bei, begleitet Menschen mit chronischen Erkrankungen und hilft, kostspielige
Folgebehandlungen oder Hospitalisationen zu vermeiden. Die Studie der Berner Fachhoch-
schule1 belegt ihre Wirksamkeit und Kosteneffizienz bei verschiedenen nicht Gbertragbaren
Krankheiten. Die Bedeutung der Physiotherapie nimmt aufgrund kurzerer Spitalaufenthalte,
des steigenden Rehabilitationsbedarfs sowie der Zunahme chronischer Erkrankungen weiter
zu. Gleichzeitig zahlt sie mit 3.7% der OKP-Gesamtkosten zu den kostenglinstigen Versor-
gungsformen unseres Gesundheitswesens und kann hohere Kosten in anderen Bereichen ver-
meiden. Die heutige Vergltung physiotherapeutischer Leistungen basiert jedoch weitgehend
auf Tarifmodellen aus den 1990er-Jahren und bildet die heutigen Anforderungen nicht mehr
sachgerecht ab. Wahrend seither der Nominallohnindex um 37%, der Mietpreisindex um 45%
und die Kosten fur den durchschnittlichen Praxisbetrieb um 25% gestiegen sind, wurde der
Taxpunktwert einmalig vor 10 Jahren um 8.5% erhoht. Die neue Tarifstruktur, die physiothera-
peutische Leistungen zeitgemasser und sachgerecht abbildet, wurde in den vergangenen Jah-
ren erarbeitet und liegt nun beim Bundesrat zur Genehmigung. Die tatsachliche Vergltung
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hangt jedoch von den kantonal festgelegten Taxpunktwerten ab und dafr lduft seit Ende des
letzten Jahres im Kanton Basel- Landschaft das entsprechende Festsetzungsverfahren. Ange-
sichts der mdglichen EinflUhrung der neuen Tarifstruktur bereits auf Anfang des kommenden
Jahres besteht nun erheblicher Zeitdruck. Gerade in einem Kanton mit bedeutender Spital-
und Zentrumsfunktion ist eine leistungsfahige ambulante Versorgung zentral, um Patient:in-
nen nach Spitalaufenthalten nahtlos weiterzubetreuen und stationare Strukturen zu entlas-
ten. Eine sachgerechte Festlegung des Taxpunktwerts ist deshalb entscheidend, um die am-
bulante physiotherapeutische Versorgung im Kanton Basel-Landschaft langfristig sicher zu
stellen.

Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen.

1. Halt der Regierungsrat die aktuell geltenden Tarife noch fur ausreichend, um langfristig ein
wirtschaftlich tragfahiges Versorgungsangebot fur ambulante Physiotherapiepraxen zu ge-
wahrleisten?

2. Wie stellt der Kanton sicher, dass die KVG-finanzierte ambulante physiotherapeutische
Grundversorgung auch kunftig qualitativ gut, zeitnah und tragfahig erbracht werden kann?

3. Kann sich der Regierungsrat vorstellen den Taxpunktwert zu erhohen und falls ja, welche
Erhéhung in Prozent halt er fir angemessen?

4. Welche Massnahmen werden ergriffen, um sicherzustellen, dass der zunehmende wirt-
schaftliche Druck in der Physiotherapie nicht zu einer Reduzierung der Behandlungskapazita-
ten, Qualitdtseinbussen oder einer Verlagerung in teurere Versorgungsbereiche fiihrt?

5. Wie wird sichergestellt, dass die Strategie «xambulant vor stationar» nicht an unzureichen-
den Rahmenbedingungen der ambulanten Versorgung scheitert?

6. Wie beurteilt der Regierungsrat den Umstand, dass dieselbe physiotherapeutische Leis-
tung im UV/MV/IV-Bereich seit Juli 2025 ca 20 % hdher vergutet wird als im KVG-Bereich?

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstosse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
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— Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch
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Titel: Katzenheim des Tierschutzbundes Basel regional am Anschlag
Urheber/in: Juliana Weber Killer, SP-Fraktion
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Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen
Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: Wabhlen Sie ein Element aus.

Ende Juli 2026 hat das Katzenheim des Tierschutzbundes in Muttenz Alarm geschlagen,
weil es mit 140 Tieren vollig Uberlastet war. Teilweise standen nur noch 2 Notfallboxen zur
Verfligung, weil sie so viele Katzen, wie selten zuvor beherbergen mussten. Sogar eine
Warteliste musste eingefuhrt werden. Viele Tierhalter sind sich ihrer Verantwortung nicht
bewusst, wenn sie sich eine Katze zutun. Fur die betroffenen Menschen sind diese Situati-
onen oft belastend, weil sie aus vielerlei Grinden nicht mehr imstande sind, flr das Tier
zu sorgen. Deshalb fordert der Tierschutzbund, dass nebst einer Chip-und Registrierungs-
pflicht, auch eine sinnvoll geregelte Kastrationspflicht einzufihren sei. Ausgenommen da-
von sollen Zuchter:innen sein. Es braucht politische Losungen, um dem Problem zu ent-
gegnen.

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass das Katzenheim Muttenz Ende
Juli 2026 mit 140 Tieren vollstandig Uberlastet war und zeitweise nur noch zwei
Notfallboxen zur Verfigung standen?

2. Liegen dem Regierungsrat Zahlen Uber die Entwicklung der Anzahl abgegebener,
ausgesetzter oder herrenloser Katzen im Kanton Basel-Landschaft in den letzten
zehn Jahren vor? Falls ja, wie haben sich diese entwickelt?

3. Welche Ursachen sieht der Regierungsrat fiir die zunehmende Uberlastung von
Tierheimen — insbesondere hinsichtlich unkontrollierter Vermehrung, mangelnder
Registrierung und unlberlegter Tieranschaffungen?

4. Welche finanziellen und personellen Folgen entstehen Tierheimen und Gemeinden
durch die steigende Zahl abgegebener oder herrenloser Katzen, und wer tragt
diese Kosten heute?

5. Ist der Regierungsrat bereit, sich auf kantonaler oder eidgendssischer Ebene flur
eine gesetzlich geregelte Kastrationspflicht flr Freigangerkatzen einzusetzen, wo-
bei seridse Zuchterinnen und Zuchter ausgenommen werden knnen?
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6. Welche rechtlichen Moglichkeiten bestehen heute bereits, um die unkontrollierte
Vermehrung von Katzen einzudammen, und weshalb reichen diese aus Sicht des
Regierungsrats nicht aus?

7. Welche konkreten Praventionsmassnahmen plant der Regierungsrat, um Tierhalte-
rinnen und Tierhalter starker Uber die langfristige Verantwortung einer Katzenhal-
tung zu informieren?

8. Gibt es Uberlegungen, Tierheime im Kanton bei ausserordentlichen Belastungssitu-
ationen finanziell oder organisatorisch starker zu unterstiutzen?

9. Bis wann will der Regierungsrat dem Landrat konkrete Vorschlage unterbreiten, um
die Uberlastung der Tierheime nachhaltig zu reduzieren und das Tierwohl im Kan-
ton zu verbessern?

Liestal, 27. August 2026
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt

Geschaftstyp: Interpellation

Titel: Soziale Herkunft und Chancengerechtigkeit - Handlungsbedarf zur
Verringerung von Bildungsungleichheit

Urheber/in: Bei Fraktions-bzw. Kommissionsvorstoss: Fraktion oder Kommission

Zustandig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionsprasidium bei

Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen
Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: —

Soziale Herkunft und Chancengerechtigkeit — Handlungsbedarf zur Verringerung von
Bildungsungleichheit

Bereits 2018 hat der Bundesrat dem schweizerischen Wissenschaftsrat den Auftrag erteilt,
eine politische Analyse zur sozialen Selektivitat zu erstellen. Dieser Bericht stellte fest, dass
Bildungserfolg stark von der sozialen Herkunft gepragt ist.

Ebenso zeigt der Bildungsbericht 2026 auf, dass Chancengerechtigkeit zwar ein Thema ist,
diese aber vor allem mit dem soziookonomischen Blick beurteilt wird. Die Aussagen aus
dem Bildungsbericht zeigen auch, dass «im Zeitraum von 2012 bis 2022 in Bezug auf den
ungleichen Zugang keine bemerkenswerte Veranderung erkennbar» sei. Ausgeblendet wird
bei der Begrindung, dass auch die institutionellen Strukturen beim Bildungserfolg von Kin-
dern und Jugendlichen eine Rolle spielen.

Nun kam im Mai 2026 der Bericht der UNICEF-Report Card 20 heraus. Dieser zeigt, dass
die soziale Herkunft in der Schweiz weiterhin einen erheblichen Einfluss auf die Chancen
von Kindern und Jugendlichen hat. Besonders deutlich wird dies beim Bildungserfolg: Wah-
rend 91 Prozent der Jugendlichen aus privilegierten Haushalten grundlegende Kompeten-
zen erreichen, gelingt dies lediglich 46 Prozent der Jugendlichen aus benachteiligten Fami-
lien. Damit gehort die Schweiz zu den OECD-Landern mit den gréssten Leistungsunter-
schieden nach sozialer Herkunft.

Die Analyse zeigt zudem, dass soziale Ungleichheiten weit Uber den schulischen Bereich
hinausreichen. Jugendliche aus einkommensschwacheren Haushalten berichten seltener
von hoher Lebenszufriedenheit und verfiugen Uuber weniger Moglichkeiten zur
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gesellschaftlichen Teilhabe. Gleichzeitig sind Kinderarmut und Einkommensungleichheit in
der Schweiz in den vergangenen Jahren angestiegen.

Die Ergebnisse der UNICEF-Report Card 20 werfen grundlegende Fragen zur Chancenge-
rechtigkeit in der Schweiz auf. Obwohl Bund, Kantone und Gemeinden bereits Uber ver-
schiedene Foérderinstrumente verfligen, bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede in den
Bildungs- und Entwicklungschancen von Kindern und Jugendlichen abhangig von ihrer so-
zialen Herkunft. Angesichts der zunehmenden Kinderarmut und Einkommensungleichheit
ist von Interesse, wie der Regierungsrat die Situation beurteilt, welche Massnahmen er fur
den Kanton Baselland als wirksam erachtet und ob er gemeinsam mit den Gemeinden und
der EDK und dem Bund weiteren Handlungsbedarf sieht.

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Ergebnisse der UNICEF-Report Card 20 hinsicht-
lich des Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft, Bildungserfolg, Lebenszufrie-
denheit und gesellschaftlicher Teilhabe von Kindern und Jugendlichen in der
Schweiz?

2. Welche Ursachen sieht der Regierungsrat fur die im internationalen Vergleich beson-
ders ausgepragten Bildungsunterschiede zwischen Kindern und Jugendlichen aus
privilegierten und benachteiligten Haushalten?

3. Welche Erkenntnisse liegen dem Regierungsrat Uber die Auswirkungen von Kinder-
armut und zunehmender Einkommensungleichheit auf Bildungschancen, Gesund-
heit, Wohlbefinden und gesellschaftliche Teilhabe von Kindern und Jugendlichen
vor?

4. Wie beurteilt der Regierungsrat die Wirksamkeit bestehender Massnahmen des Kan-
tons zur Férderung der Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen?

5. In welchen Bereichen erkennt der Regierungsrat Handlungsbedarf zur Verringerung
sozial bedingter Bildungsungleichheiten?

6. Welche zusatzlichen Moglichkeiten sieht der Regierungsrat zur Verringerung sozial
bedingter Bildungsungleichheiten? Ist der Regierungsrat bereit, gemeinsam mit dem
Bund und der EDK zu prifen, welche zusatzlichen Massnahmen geeignet waren, die
Auswirkungen der sozialen Herkunft auf den Bildungserfolg wirksamer zu reduzie-
ren?

7. Wie kann der Regierungsrat die Umsetzung von Massnahmen auf kommunaler
Ebene unterstiitzen und eine flachendeckende Umsetzung fiir die Primarstufe sicher-
stellen?

8. Welche Bedeutung misst der Regierungsrat der frthen Férderung, der familiener-
ganzenden Kinderbetreuung, den Tagesschulen sowie gezielten Forderangeboten
fur Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Verhaltnissen bei?

9. Welche Mdglichkeiten fur eine verstarkte kantonale Koordination oder eine gemein-
same Strategie von Bund, Kantonen und EDK zur Férderung der Chancengerechtig-
keit und zur Bekdmpfung sozial bedingter Bildungsungleichheiten sieht der Regie-
rungsrat?

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:
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Einreichen der personlichen Vorstosse:
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt
Geschaftstyp: Interpellation
Titel: Schliessung der Erdgas- und Biogastankstelle in Bubendorf — Auswir-

kungen auf Versorgungssicherheit und Energiepolitik
Urheber/in: Thomas. Noack
Zustandig:
Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: Bitte wahlen Sie ein Element aus...

Die von der LANDI Reba AG und dem Gasverbund Mittelland AG betriebene Erdgas- und Bio-
gastankstelle in Bubendorf soll per Ende 2026 geschlossen werden. Als Grund fir die Schliessung
werden ungenigende Absatzmengen sowie die rlicklaufige Nachfrage nach Erdgas und Biogas
als Treibstoff genannt. Zudem wurden in der Schweiz seit einigen Jahren kaum noch neue Perso-
nenwagen mit CNG-Antrieb angeboten.

Mit der Schliessung entfallt voraussichtlich die einzige 6ffentlich zugangliche Gastankstelle im obe-
ren Baselbiet. Betroffene Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter mussten kinftig auf weiter ent-
fernte Tankstellen, insbesondere in Pratteln, Basel, Arlesheim, Aesch oder Oberwil, ausweichen.
Dies kann namentlich fir Gewerbebetriebe, Transportunternehmen, Landwirtschaftsbetriebe, Ge-
meinden und weitere Institutionen relevant sein, die Erdgas- oder Biogasfahrzeuge einsetzen.

Die Anlage in Bubendorf weist zudem eine technische Besonderheit auf. Da am Standort kein An-
schluss an ein geeignetes Gasleitungsnetz besteht, wird das Gas in verflissigter Form als FlUssi-
gerdgas beziehungsweise LNG angeliefert, zwischengelagert, verdampft und anschliessend als
komprimiertes Gas beziehungsweise CNG an die Fahrzeuge abgegeben. Die Anlage kann des-
halb Erkenntnisse Uber dezentrale, netzunabhangige Gasversorgungs- und Tankstellenkonzepte
liefern.

Biogas und andere erneuerbare gasférmige oder verflissigte Energietrager kénnten auch kinftig
in jenen Bereichen eine Rolle spielen, die sich nur schwer direkt elektrifizieren lassen. Dazu zéhlen
moglicherweise Teile des Schwerverkehrs, der Landwirtschaft, der Industrie, der saisonalen Ener-
giespeicherung oder der Versorgungssicherheit. Gleichzeitig stellt sich angesichts der fortschrei-
tenden Elektrifizierung des Strassenverkehrs die Frage, welche Bedeutung der Kanton der beste-
henden CNG-Infrastruktur lIangerfristig beimisst.

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen gebe-
ten:
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1. Wie viele Fahrzeuge, Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter beziehungsweise Betriebe sind
nach Kenntnis des Regierungsrats regelmassig auf die Tankstelle in Bubendorf angewiesen?

2. Wie hoch waren in den vergangenen finf Jahren die an der Tankstelle abgesetzten Mengen an
CNG beziehungsweise LNG, und wie haben sich diese Mengen entwickelt?

3. Wie hoch war dabei der jeweilige Anteil von erneuerbarem Biogas? Handelte es sich um phy-
sisch beigemischtes Biogas oder um einen bilanziell beziehungsweise Uber Zertifikate angerech-
neten Biogasanteil?

4. Wie viele offentlich zugangliche Erdgas- und Biogastankstellen bestehen gegenwartig im Kan-
ton Basel-Landschaft, und welche davon sind nach Kenntnis des Regierungsrats mittel- und Ian-
gerfristig in ihrem Bestand gesichert?

5. Sieht der Regierungsrat ein 6ffentliches Interesse oder einen energie-, verkehrs-, wirtschafts-
oder klimapolitischen Handlungsbedarf, mindestens eine 6ffentlich zugangliche Erdgas- bezie-
hungsweise Biogastankstelle im Kantonsgebiet aufrechtzuerhalten?

6. Bestehen aus friheren Bewilligungen, Forderbeitragen, Vertragen, Konzessionen oder anderen
staatlichen Unterstitzungen Verpflichtungen der Betreiberinnen hinsichtlich der Mindestbetriebs-
dauer, der Ruckzahlung von Beitrdgen oder der Sicherstellung einer Ersatzldsung?

7. Welche technischen, betrieblichen, wirtschaftlichen und sicherheitsbezogenen Erkenntnisse
wurden aus dem Betrieb der netzunabhangigen LNG-/CNG-Anlage in Bubendorf gewonnen?

8. Welche Bedeutung misst der Regierungsrat kiinftig Fllissigerdgas, Bio-LNG, Biogas und synthe-
tischem Methan im Rahmen der kantonalen Energie- und Klimastrategie bei?

9. In welchen Bereichen erachtet der Regierungsrat den Einsatz von erneuerbaren gasformigen
oder verflissigten Energietragern gegeniber der direkten Elektrifizierung als sinnvoll oder notwen-
dig?

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstosse:
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt
Geschaftstyp: Interpellation

Titel: Weshalb erhilt die Region Basel keine zusitzlichen S-Bahn-Haltestellen?
Urheber/in: Jan Kirchmayr, SP-Fraktion

Zustandig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionsprasidium bei

Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen
Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: Wahlen Sie ein Element aus.

Mit der Eréffnung der Vernehmlassung zum Programm Verkehr ’45 durch den Bundesrat wird deut-
lich, dass die Region Basel vorerst keine zusatzlichen S-Bahn-Haltestellen erhalten soll. So werden
unter den «gestrichenen Projekten Bahninfrastruktur» in der Planungsregion Nordwestschweiz die
Haltestellen Basel Neuallschwil, Dornach-Apfelsee und Basel Solitude aufgefiihrt. Auch von der
seit Jahren diskutierten S-Bahn-Haltestelle Basel Wolf ist seit Iangerer Zeit nicht mehr die Rede.
Auf der Suche nach den Gruinden fur die Streichung der drei Haltestellen stésst man einerseits auf
finanzpolitische Argumente und andererseits auf die Haltung des Bundes, an stark befahrenen,
zweispurigen Bahnstrecken — wie jener, an der die Haltestelle Basel Neuallschwil vorgesehen ware
— keine zusatzlichen S-Bahn-Haltestellen schaffen zu wollen. Diese Begrindung erscheint jedoch
wenig Uberzeugend, da die drei gestrichenen Haltestellen ein erhebliches Nachfragepotenzial auf-
weisen wirden:

o Basel Neuallschwil: Die Haltestelle wirde die grosste Baselbieter Gemeinde erstmals direkt
an das S-Bahn-Netz anbinden. Gleichzeitig sind im Umfeld der geplanten Haltestelle beim
Morgartenring stadtebauliche Aufwertungsmassnahmen vorgesehen. Insbesondere der
Kanton Basel-Stadt hat bereits einige finanzielle und planerische Vorarbeiten geleistet.

o Basel Solitude: Die Haltestelle wirde die Roche als eine der wichtigsten Arbeitgeberinnen
der Region an das S-Bahn-Netz anbinden. Gleichzeitig wirde auch das Wettsteinquartier
deutlich besser erschlossen.

o Dornach-Apfelsee: Die Haltestelle wirde ein Entwicklungsgebiet erschliessen, das Platz fir
bis zu 2'000 Einwohnerinnen und Einwohner bieten soll.

Vor diesem Hintergrund ist schwer nachvollziehbar, weshalb diese Projekte im Programm Verkehr
‘45 nicht weiterverfolgt werden sollen. Die drei Haltestellen wirden nicht nur die Erreichbarkeit ver-
bessern, sondern auch die Siedlungsentwicklung nach innen unterstitzen und einen Beitrag zur
Verlagerung auf den o&ffentlichen Verkehr leisten.

Eine Méglichkeit ware, dass der Kanton die Finanzierung der zusatzlichen S-Bahn-Haltestellen Gber-
nimmt. Dabei kdnnte sich der Bund Uber die Agglomerationsprogramme finanziell beteiligen. Aktuell
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stellt sich jedoch die Frage, ob eine kantonale Finanzierung von Bahninfrastruktur gesetzlich tber-
haupt maoglich ist.

Ich bitte den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Streichung der S-Bahn-Haltestellen Basel Neuallschwil,
Basel Solitude und Dornach-Apfelsee aus dem Programm Verkehr ’45? Teilt er die Einschat-
zung, dass die Region Basel beim Ausbau der S-Bahn-Infrastruktur gegenliber anderen Re-
gionen zu kurz kommt?

2. Welche Grinde fur die Streichung dieser Haltestellen gibt der Bund gegenlinber dem Regie-
rungsrat an?

3. Nach welchen Kriterien wurden die drei Haltestellen beurteilt? Wie schneiden sie im Ver-
gleich zu Haltestellen ab, die im Programm Verkehr '45 berlcksichtigt wurden (beispiels-
weise Haltestelle Wil West)?

4. Welche Auswirkungen hatte der Verzicht auf die drei Haltestellen auf die Erschliessung von
Entwicklungsgebieten, auf die Erreichbarkeit wichtiger Arbeitsplatzgebiete, auf den Mo-
dalsplit sowie auf die Verlagerung auf den o6ffentlichen Verkehr?

5. Wird sich der Regierungsrat im Rahmen der Vernehmlassung zum Programm Verkehr ‘45
ausdrucklich fur die Aufnahme der Haltestellen Basel Neuallschwil, Basel Solitude und Dor-
nach-Apfelsee einsetzen? Falls nein, weshalb nicht?

6. Welche weiteren gemeinsamen Schritte unternehmen die Regierungen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Landschaft (und Solothurn), um sich beim Bund fiir diese Projekte einzusetzen?

7. Ware der Regierungsrat bereit, gemeinsam mit den betroffenen Nachbarkantonen die ange-
sprochenen S-Bahn-Haltestellen selbst zu finanzieren?

8. Wie ist der aktuelle Planungsstand der S-Bahn-Haltestelle Basel Wolf? Welcher Realisie-
rungshorizont zeichnet sich aus heutiger Sicht ab?

Im Grossen Rat des Kantons Basel-Stadt wird ein gleichlautender Vorstoss eingereicht.

Liestal, 27. August 2026
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt

Geschaftstyp: Interpellation

Titel: Anderung des Erginzungsleistungsgesetzes: Betreuungsfinanzie-
rung

Urheber/in: Pascale Meschberger, SP-Fraktion

Zustandig:

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: —

Ambulant vor stationdr gilt nicht nur im Gesundheitswesen, sondern und vor allem im Bereich Alter.
Verschiedene Anspriiche finden sich in dieser Aussage wieder, u.a.:
a) Gemiss diverser Befragungen wiinscht sich ein Grossteil der dlteren Menschen, solange wie moglich
selbstdndig zu bleiben und in den eigenen 4 Wanden wohnen zu kénnen.
b) Aufgrund der verdnderten Demographie werden stationdre Angebote knapp.
¢) Ambulante und intermedidre Betreuung ist in der Regel kostengiinstiger als es stationdre Angebote
sind, wodurch nicht zuletzt die Gemeindefinanzen geschont werden.

Im Juni 2025 hat das eidgendssische Parlament die Anpassung des Ergéinzungsleistungsgesetzes beschlossen.
Neu ist die Finanzierung der Betreuung zu Hause und in intermedidren Angeboten geregelt. Neue
Pauschalen im Rahmen der Krankheits- und Behinderungskosten sind beschlossen worden.

Um die Selbsténdigkeit zu erhalten, sind Unterstiitzungsleistungen gefragt, welche nicht primér in den
Bereich der Pflege fallen.

Davon profitieren sowohl AHV- als auch IV-Rentnerinnen und - Rentner.

Notwendig kann Hilfe in der Haushaltsfiihrung sein, Erhalten und Befdhigen der Selbstandigkeit im Alltag,
Unterstiitzung fiir den Erhalt der Mobilitét, der sozialen Kontakte und Beziehungsnetzwerke. Damit einher
geht die Pravention von Einsamkeit und Kompetenzabbau.

Mit psychosozialen Betreuungsleistungen kann eben diese Unterstiitzung erbracht werden.

Bis zum 1. Januar 2028 miissen die Kantone die vom Bund beschlossene Pauschale fiir EL-Beziehende mit
Betreuungsbedarf umsetzen. Im Grundsatz ist damit zu rechnen, dass der Kanton im Verlauf des Jahres 2026
entscheiden muss, wie er die Umsetzung vornehmen méochte.

Ein Diskussionspapier fiir den AHV-Bereich hat die Paul Schiller Stiftung publiziert:
https://www.gutaltern.ch/site/assets/files/4650/pss_elg diskussionsbeitrag 260227.pdf
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Der Regierungsrat wird um Beantwortung folgender Fragen gebeten:

1. Wo steht der Kanton Baselland aktuell bei der Umsetzung der Anderung des Ergéinzungsleistungsgesetzes
(ELG) zur Finanzierung von Betreuung zu Hause und bis wann gedenkt der Regierungsrat eine kantonale
Regelung vorzulegen?

2. Uber welchen rechtlichen Weg (Verordnungsénderung oder Gesetzesanpassung) will der Regierungsrat
die ELG-Anderung im Kanton Baselland umsetzen?

3. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die Umsetzung der ELG-Anderung mit dem
Behindertenrechtegesetz BL abgestimmt erfolgt und keine neuen Abgrenzungs- oder
Finanzierungsprobleme entstehen?

4. Welche konkreten Ziele und Massnahmen verfolgt der Regierungsrat, damit die neuen Mdglichkeiten der
EL tatsichlich dazu beitragen, verfrithte Heimeintritte zu verhindern oder hinauszuzégern und die
Selbstbestimmung der Betroffenen zu stérken?

5. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass anspruchsberechtigte Personen im ganzen Kanton effektiv und
gleichwertigen Zugang zu den neuen Leistungen erhalten, dass Bedarfsabklarungen fachlich fundiert
erfolgen und dass Fachorganisationen aus den Bereichen Alter, Behinderung und Betreuung zu Hause und
insbesondere die Baselbieter Gemeinden in die Ausarbeitung der kantonalen Umsetzung einbezogen
werden?

6. Wie werden die Versorgungsregionen und insbesondere die operativen Ansprechpersonen bei den Infor-
mations- und Beratungsstellen in die Ausarbeitung und spétere Umsetzung einbezogen?

7. Welche Stelle soll den individuellen Betreuungsbedarf fachlich abklaren und {iber den Anspruch entschei-
den?

8. Wie wird sichergestellt, dass das Antragsverfahren und die Priifung des Unterstiitzungsbedarfs nieder-
schwellig, transparent und bedarfsgerecht ausgestaltet werden, damit anspruchsberechtigte Personen die
vorgesehenen Leistungen tatsdchlich in Anspruch nehmen kénnen?

1.1. Quellen

[1] Paul Schiller Stiftung, «Eckwerte fiir eine wirkungsvolle Umsetzung», Marz 2026
2] Paul Schiller Stiftung, Material fir kantonale Diskussionen, 24.3.2026

3] Stadt Zurich, Merkblatt «Betreuungsleistungen und Hilfsmittel», 12/2024

4] Kanton Zurich/BFH, Praxisleitfaden ELSA

[5] Paul Schiller Stiftung, LiveTalk-Prasentation ELG, Méarz 2026

[6] Grosser Rat Kanton Bern, dringliche Interpellation 084-2026, 16.3.2026
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt
Geschaftstyp: Interpellation

Titel: Notschlafstellen

Urheber/in: Rolf Stocklin

Zustandig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionsprasidium bei

Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen
Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA erganzt
Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: —

In dieser Jahreszeit ist es vielleicht schwierig sich in die Situation von Obdachlosen zu versetzen.
Wir missen jedoch handeln bevor die kalte Jahreszeit kommt.

In Laufen besteht seit 5 Jahren die einzige Notschlafstelle im Kanton. Uber mangelnde Nachfrage
kann sie nicht klagen. Sie wird durch einen privaten Verein gefihrt. Jedes Jahr muss Geld gesucht
werden, damit die Einrichtung tUberleben kann.

In den letzten Jahren wurden mehrere Postulate eingereicht, die jetzt in der Sammelvorlage
2024/763 zusammengefasst sind.

Der Landrat hat wiederholt daran festgehalten, dass die in der Sammelvorlage zusammengefass-
ten Vorstdsse nicht abgeschrieben werden durfen.

Es stellen sich folgende Fragen:

1. Bis wann wird der Regierungsrat dem eine abstimmungsreife Vorlage unterbreiten?

2. Welche gesetzlichen Anpassungen mussten vorgenommen werden, damit sich der Kanton
an vorhandenen und zukunftigen Notschlafstellen beteiligen kann?

3. Unter welchen Voraussetzungen ist es moglich das Laufehuus zeitnah finanziell zu unter-
stitzen, ohne dass der Beschluss tber den AFP abgewartet werden muss?

4. Wieviele Notschlafstellen missen kantonsweit errichtet werden, damit flr Notdurftige im

ganzen Kanton in zumutbarer Distanz eine Unterkunft zur Verfligung steht?

Mussen fur Jugendliche und/oder Frauen extra Platze eingerichtet werden?

6. Ist der Regierungsrat bereit, falls es eine gesetzliche Grundlage braucht, eine Uberbri-
ckungsfinanzierung zu tatigen.

o
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Liestal, 27. August 2026

Unterschrift:

Einreichen der personlichen Vorstésse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
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Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt
Geschéftstyp: Interpellation
Titel: Sicherstellung der frithen Unterstiitzung vulnerabler Familien im Kan-

ton Basel-Landschaft durch Hebammen, Familystart und das Pro-
gramm SORGSAM - Support am Lebensstart

Urheber/in: Lucia Mikeler Knaack

Zustandig:

Mitunterzeichnet von: wird durch LKA erganzt

Mitunterzeichner/innen unterschreiben wie bisher auf dem Original bzw. auf
der dem Originalvorstoss angehangten Liste.

Eingereicht am: 27. August 2026

Dringlichkeit: Wahlen Sie ein Element aus.

((Abschnittswechsel nicht I6schen))

Begriindung

Der Verein Familystart beider Basel stellt seit 2012 im Auftrag der Geburtskliniken (Universitats-
spital Basel, Frauenklinik, BethesdaSpital) die nachgeburtliche Hebammenbetreuung fur Familien
in der Region sicher. Dazu gehdéren auch Familien aus dem Kanton Basel-Landschaft. FamilyStart
sorgt daflir, dass Frauen und Familien nach der Geburt Zugang zu einer Hebamme erhalten und
nach dem Spitalaustritt nicht ohne fachliche Begleitung bleiben. Das Kantonsspital Liestal beteiligt
sich jedoch bis jetzt nicht an den Kosten und einer finanziellen Unterstitzung, obwohl mehr als ein
Drittel der Frauen aus unserem Kanton kommen. Auch der Kanton Basellandschaft tut das nicht.

Mit dem Programm SORGSAM - Support am Lebensstart erganzt Familystart diese Grundver-
sorgung durch ein spezialisiertes Unterstitzungsangebot flr Familien in vulnerablen und komple-
xen Lebenssituationen. Familystart und SORGSAM gehdren damit fachlich und strukturell zusam-
men: Familystart ermoglicht den niederschwelligen Zugang zur Hebammenbetreuung, wahrend
SORGSAM dort ansetzt, wo die regulare Wochenbettbetreuung aufgrund besonderer Belastungen
nicht ausreicht.

Dazu gehoren insbesondere Familien mit fehlendem Unterstitzungsnetz, finanziellen Belastungen,
psychischen Erkrankungen, Suchtproblematiken, innerfamiliarer Gewalt, Uberforderung, sozialer
Isolation, sprachlichen Barrieren oder drohender Kindswohlgefahrdung.
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Hebammen nehmen in dieser Phase eine zentrale Rolle ein. Sie arbeiten in eigener fachlicher Ver-
antwortung und sind haufig die ersten Fachpersonen, die eine Familie nach dem zunehmend kur-
zen Spitalaufenthalt im hduslichen Umfeld sehen. Sie erkennen Belastungen fruhzeitig, konnen
Krisen entscharfen, Eltern starken und Familien gezielt mit bestehenden Angeboten der Frihen
Hilfen, der Gesundheitsférderung, der Sozialberatung, des Kindesschutzes oder weiterer Fachstel-
len vernetzen. Gerade bei vulnerablen Familien ist diese friihe, niederschwellige und vertrauens-
basierte Unterstiitzung entscheidend. Ohne Begleitung durch Hebammen bleiben Belastungen oft
langer unerkannt. Dies kann zu einer Verscharfung der Situation fihren und spater deutlich res-
sourcen- und kostenintensivere Interventionen notwendig machen — etwa im Bereich Notfallversor-
gung, Kindesschutz, Sozialhilfe oder stationare Gesundheitsversorgung

SORGSAM unterstitzt Hebammen und Familien genau in diesen komplexen Situationen. Es ist
damit kein Parallelangebot zu bestehenden kantonalen Strukturen, sondern eine Brickenfunktion
zwischen Hebammenbetreuung, Frihen Hilfen, Gesundheitsversorgung, Sozialbereich und Kin-
desschutz etc. Das Bundesamt fiir Gesundheit weist darauf hin, dass die friihe Kindheit die Ge-
sundheit eines Menschen lebenslang beeinflusst. Familienzentrierte Vernetzung wird vom BAG als
Ansatz beschrieben, der Familien friihzeitig Orientierung und bedarfsgerechte Unterstiitzung bie-
tet, insbesondere Familien in belastenden Lebenssituationen. Auch der Massnahmenplan zur
NCD-Strategie 2025 - 2028 halt fest, dass Kantone bei der Umsetzung familienzentrierter Vernet-
zung unterstutzt werden sollen, um besonders benachteiligte Familien zu erreichen. Diese Zielset-
zung entspricht auch grundlegenden verfassungs- und menschenrechtlichen Verpflichtungen: Kin-
der und Jugendliche haben Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Foérde-
rung ihrer Entwicklung. Menschen in Notlagen haben Anspruch auf Hilfe und Betreuung, soweit
dies fr ein menschenwirdiges Dasein unerlasslich ist. Familien verdienen Schutz und Unterstut-
zung, insbesondere dann, wenn ein gesundes Aufwachsen von Kindern gefahrdet sein kénnte.

Vor diesem Hintergrund stellen sich grundsatzliche Fragen zur Verantwortung des Kantons Basel-
Landschaft in der friihen Unterstitzung vulnerabler Familien, zur Finanzierung praventiver Leistun-
gen, zur interprofessionellen Zusammenarbeit und zur langerfristigen Kosten- und Ressourcenwir-
kung

Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Rolle von Familystart als Vermittlungs- und Versor-
gungsstruktur fir die nachgeburtliche Hebammenbetreuung von Familien aus dem Kanton
Basel-Landschaft?

2. Wie begriindet der Regierungsrat, dass eine anerkanntermassen wirksame und notwen-
dige praventive Leistung zwar fachlich gewurdigt, jedoch nicht finanziell abgesichert wird?

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass Basel-Stadt das Programm SORGSAM
seit mehreren Jahren finanziell unterstitzt, wahrend Familien aus dem Kanton Basel-Land-
schaft ebenfalls Leistungen beziehen und der Bedarf gemass Antrag zunimmt?

4. Wie stellt der Kanton Basel-Landschaft sicher, dass vulnerable Familien mit Neugeborenen
frihzeitig, niederschwellig und koordiniert erreicht werden, wenn kein strukturell finanzier-
tes Angebot wie SORGSAM zur Verfugung steht?

5. Wie beurteilt der Regierungsrat die Aufgabe von SORGSAM als spezialisiertes Unterstt-
zungsprogramm innerhalb von Familystart fir vulnerable Familien und komplexe Betreu-
ungssituationen rund um Geburt und Wochenbett?
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6. Teilt der Regierungsrat die Einschatzung, dass Hebammen aufgrund ihres Zugangs zum
hauslichen Umfeld eine besondere Schlisselrolle in der Friherkennung von Belastungen,
Vernachlassigung, Gewalt und Kindswohlrisiken einnehmen?

7. Wie beurteilt der Regierungsrat die Aussage, dass fehlende frihe Unterstiitzung zu spate-
ren, deutlich kostenintensiveren Massnahmen im Gesundheitswesen, in der Sozialhilfe, im
Kindesschutz oder im stationaren Bereich fiihren kann?

Liestal, 27. August 2026

Unterschrift: .....ovvnii

Einreichen der personlichen Vorstdsse:

— Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung).
— Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch
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Fragestunde 27.08.2026
Nasskiihltiirme und Legionellenprivention

Der schwere Legionellen-Ausbruch im Kanton Basel-Stadt hat aufgezeigt, wie entscheidend
eine rasche Identifikation potenzieller Emissionsquellen — insbesondere von Nasskiihltiirmen
— fiir den Schutz der 6ffentlichen Gesundheit ist. Vor diesem Hintergrund bitte ich den
Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Verfiigt der Regierungsrat iiber eine Ubersicht der im Kanton Basel-Landschaft
betriebenen Nasskiihltiirme, und falls ja, wie aktuell und vollstindig ist diese?

2. Welche gesetzlichen Grundlagen bestehen im Kanton Basel-Landschaft beziiglich der
Melde-, Kontroll- und Wartungspflicht von Nasskiihltiirmen, und erachtet der
Regierungsrat diese angesichts des jiingsten Legionellen-Ausbruchs im
Nachbarkanton als ausreichend?

3. Ist der Regierungsrat bereit zu priifen, ob fiir Nasskiihltiirme im Kanton Basel-
Landschaft eine ausdriickliche Meldepflicht beziechungsweise ein kantonales Register
eingefiihrt werden soll, um im Ereignisfall eine rasche Identifikation potenzieller
Infektionsquellen zu ermoglichen?

Lucia Mikeler Knaack, SP-Fraktion

24.08.2026



Frihlandungen von Frachtflugzeugen am EuroAirport

Seit dem 01.02.2022 steht unter anderem im neuen Betriebserlass des EuroAirports
folgendes geschrieben: «Verbot von Starts und Landungen besonders lauter
Flugzeuge (Kapitel 3 mit einer Larmmarge von weniger als 13 EPNdB (Effective
Perceived Noise Decibel)) in den Nachtstunden zwischen 22 Uhr und Mitternacht
sowie zwischen 5 und 6 Uhr».

Leider wurde diese Regelung am 27.07.2026 durch drei grosse, larmemissionsreiche
Frachtflugzeuge ab 05.00 Uhr missachtet. Dies zum Unmut von vielen
Allschwiler:innen, die in ihrer Nachtruhe gestort wurden. Besonders in den
Sommermonaten ist die Allschwiler Bevolkerung durch den Flugverkehr ohnehin
enorm belastet.

Basel Mulhouse-Freiburg T X

EuroAirport
Ml BSL/LFSB

8:38 AM LT | Jul 27 | Elev. 885 ft @ flightradar24
Sunday, Jul 26

Monday, Jul 27

¢ 5:00 AM Nottingham EMA

Landed BCS30A B752

e 5:05 AM Leipzig LEJ
Landed D04904 B763

® 5:22 AM Cologne cGN
Landed FRF6262 AT72

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass am 27. Juli 2026 bereits ab
05.00 Uhr drei besonders laute Frachtflugzeuge vom EuroAirport starteten,
obwohl fur den EAP ein Nachtflugverbot bis 06.00 Uhr gilt?

2. Wie oft wurde das Nachtflugverbot am EuroAirport in den letzten drei 3
Monaten durch Frachtflige verletzt, und welche Sanktionen oder
Konsequenzen wurden in diesen Fallen tatsachlich verhangt?



3. Welche konkreten Schritte unternimmt der Regierungsrat gegenuber den
zustandigen franzosischen Behdrden und den Betreibern des EuroAirports,
damit das Nachtflugverbot kinftig konsequent eingehalten wird und die
Bevolkerung in Allschwil wirksam vor nachtlichem Fluglarm geschutzt wird?

Allschwil, 27.08.2026

Juliana Weber Killer, SP-Fraktion
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	26-08-27 IP Unicef Card 20, Roman Brunner.pdf
	26-08-27 IP Schliessung der Erdgas- und Biogastankstelle, Thomas Noack.pdf
	26-08-27 IP S-Bahn Haltestellen in der Region Basel, Jan Kirchmayr.pdf
	26-08-27 IP Ergänzungsleistungen Betreuung, Pascale Meschberger.pdf
	26-08-27 Fragestunde Notschlafstellen, Rolf Stöcklin.pdf
	26-08-27 IP Projekt SORGSAM, Lucia Mikeler.pdf
	26-08-27 Fragestunde Nasskühltürme und Legionellenprävention, Lucia Mikeler.pdf
	26-08-27 Fragestunde Frühlandung von Frachtflugzeugen am EAP, Juliana Weber.pdf

